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Nassereith – Das Ergebnis 
der Volksbefragung in Nas-
sereith konnte erwartet wer-
den. Die Wahlbeteiligung 
von 49,18 Prozent wird in 
der Fernpassgemeinde an-
gesichts der Urlaubszeit als 
eindeutiges Signal gewertet: 
Auf die Frage, ob Nassereith 
ein gemeindeeigenes Grund-
stück für den Fernpass tunnel 
dem Land verkaufen sollte, 
antworteten 867 Personen 
mit Nein, 54 mit Ja. Damit 
sprechen sich 94,14 Prozent 
gegen das Vorhaben des Lan-
des aus. Den Grundverkauf 
für eine Mautstation in Nas-
sereith (inzwischen obsolet) 

lehnten 95,64 Prozent ab. 
Bindend ist dieses Ergebnis 
nicht. Der Gemeinderat wird 
„in der September- oder Ok-
tobersitzung entscheiden, ob 
wir das Grundstück für den 
Tunnel verkaufen“, meint 
Bürgermeister Herbert Kröll, 
selbst Befürworter des Fern-
pass-Pakets des Landes.

Die Bürgerinitiative „Le-
bensraum Gurgltal, Mie-
minger Plateau, Außerfern“ 
hatte mit 538 Unterschrif-
ten diese Volksbefragung er-
zwungen. Sie befürchtet eine 
neue Transitroute und ein 
„Beschleunigungspaket“. In 
einer ersten Stellungnahme 
zum Ausgang der Volksbefra-
gung heißt es: „Dieses Ergeb-
nis ist ein eindeutiges Signal 
an die Politik, endlich damit 
aufzuhören, hinter verschlos-
senen Türen zu verhandeln 
und Baupläne zu schmieden, 
die unseren Lebens- und 
Regionalwirtschaftsraum 
weiter verschlechtern. Statt-

dessen sollen sie Lösungen 
entwickeln, die im Einklang 
mit den Gegebenheiten un-
serer Alpentäler und mit zu-
kunftsfähigen Anforderungen 
an unsere Mobilität stehen.“

Ergebnis war absehbar

BM Kröll meint zum Ergeb-
nis: „Das wusste man eigent-
lich von vornherein, dass es 
negativ ausgehen wird.“ Er 
war ein Gegner der Volksbe-
fragung, zumal er die Bevöl-
kerung gespalten sehe: „Das 
heißt nun meiner Meinung 
nach, dass 50 Prozent dage-
gen sind. Und die sind heu-
te hingegangen.“ Er selbst 
„komme aus der Wirtschaft. 
Der Tourismus braucht’s, die 
Wirtschaft braucht’s.“

Die Mautfrage an sich war 
für BM Kröll sinnlos, „weil 
wir schon am 26. März ein-
stimmig beschlossen haben, 
keinen Grund für eine Maut-
station herzugeben“. Mitt-
lerweile ist nur noch eine 
Mautstation in Biberwier an-
gedacht, in Nassereith werde 
es nur einen Überkopfbalken 
für die Mautinfrastruktur ge-
ben. „Und der wird wohl am 
Kettenanlegeplatz entstehen, 
der ohnehin im Eigentum des 
Landes steht.“

Gemeinderat entscheidet

Als Nächstes ist der Nasse-
reither Gemeinderat am Zug: 
Im Herbst wird die Frage 
nach einem Verkauf des ge-
meindeeigenen Grundstücks 
für den Tunnel an das Land 
behandelt. Sechs der 15 Ge-
meinderäte haben sich be-
reits festgelegt, das Ergebnis 
der Volksbefragung zu res-
pektieren. Noch am Sonntag-
vormittag erklärte GR Herbert 
Schaber (Bürgermeister-Lis-
te): „Wenn die Wahlbetei-
ligung an die 1000 hingeht, 

dann wird sich der Gemein-
derat schwertun, das nicht 
zu berücksichtigen.“ Vize-
bürgermeister Christian Öf-
ner, der mit seiner Liste klar 
gegen das Landesprojekt ist, 
sagt: „Das ist jetzt eindeutig.“ 
Sollte der Gemeinderat letzt-
lich zu einem Nein für einen 
Verkauf kommen, „dann ist 
das Land am Zug“, sagt BM 
Kröll: „Wenn sie es umsetzen 
wollen, wird es ohne Enteig-
nung nicht gehen.“

Erste Reaktionen

Eine erste, kurze Reaktion 
kam vom Klubobmann der 
Tiroler ÖVP, Jakob Wolf: „Das 

ist für mich ein Ergebnis, das 
zum Nachdenken führen 
muss, ob die Richtung wirk-
lich stimmt.“ Für die NEOS 
handelt es sich um eine „bit-
tere Ohrfeige“. Die Landesre-
gierung sei gescheitert.

Seitens des Transitforums 
erklärte Fritz Gurgiser: Ein 
derartig weit in die Zukunft 
wirkendes Projekt für insge-
samt drei betroffene Bezirke 
brauche ein Bündel von Maß-
nahmen mit einem Gesamt-
verkehrskonzept zur „nach-
haltigen und dauerhaften 
Entlastung“ und keine „Be-
schleunigungs- und Belas-
tungsmaßnahmen“. (pascal)

Klares Nein zum Fernpasspaket
Jeder Zweite ging am Sonntag zur Volksbefragung in Nassereith, 94 Prozent davon waren gegen den Tunnel.  

Der Gemeinderat muss nun im Herbst darüber entscheiden, ob ein 2000 m² großes Grundstück verkauft wird.

Die klare Mehrheit der Nassereither sprach sich gegen die Pläne des Lan-

des rund um den Fernpass aus. Foto: Mapcreator

Fast 50 Prozent Wahlbeteiligung wurden am Sonntag in Nassereith registriert. Foto: Paschinger

Ludwig Gruber 

(Bürgerinitiative) 

„Wir fordern die 
verantwortlichen 

Politiker auf, im Sinne 
der Bürgerinnen und 
Bürger zu handeln.“ Bestandsstrecke: 

fünf Kilometer lang, 

Höhendifferenz  

200 Meter

Fernsteinsee

Fernpass

Blindsee

Nassereith

Biberwier

Mautstelle Biberwier: 

Mauterfassung soll nahe der 

Abfahrt Blindsee erfolgen

Geplanter Fernpasstunnel: 

1,5 Kilometer lang, 

Höhendifferenz 70 Meter
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Ultra-Lauf 

Kinderstation
Trailrunner aus aller Welt treffen 

sich im Pillerseetal beim KAT100. 

Zoltan Körmendi aus Fieberbrunn 

-

Innsbruck – Der geplante Aus-
bau des Studierendencampus 
Frau-Hitt-Straße in Hötting 
hat die Innsbrucker Stadtpo-
litik über Monate intensiv be-
schäftigt. Denn Anrainer im 
ruhigen Wohnviertel melde-
ten bereits im Vorjahr massive 
Bedenken an – hinsichtlich der 
Dimension mit 125 Plätzen im 
Endausbau, einer Besiedelung 
ausschließlich mit Studieren-
den, der befürchteten (Party-)
Lärmbelastung und ungelös-
ter Verkehrsfragen.

Auch politisch brachen 
heftige Debatten über das 
Großprojekt aus, das von der 
Innsbrucker Immobilienge-
sellschaft (IIG) als Bauherrin 
am Areal im Besitz der Herz-Je-
su-Missionare umgesetzt wird. 
Mehrfach wurden Tagesord-
nungspunkte abgesetzt, ehe 
der Gemeinderat am 11. Juli 
nun die Bebauungsplanän-
derung zur Auflage beschlos-
sen hat (gegen die  Stimmen 
von FPÖ, KPÖ und Liste Fritz).

Um der Anrainerforderung 
nach einer besseren Durch-
mischung entgegenzukom-
men, haben Stadt und IIG eine 
Vereinbarung zur Besiedelung 
getroffen: Demnach soll der 
geplante südliche Neubau – 
mit 52 zusätzlichen Einheiten 
– primär mit Auszubildenden 
aus dem Gesundheits-, Sozial- 
sowie pädagogischen Bereich 
belegt werden.

Bis zu 26 von ihnen (ent-
spricht 50 % der Plätze im Neu-
bau) sollen auch nach dem 
Abschluss ihrer Ausbildung in 
Form mittelfristiger Mietver-
träge weiter am Campus un-
tergebracht werden können 
– wenn auch aus fördertech-
nischen Gründen nicht im 
Neubau, sondern im Bestand, 
konkret im bereits sanierten 
60er-Jahre-Zubau mit seinen 
41 Kleinstwohnungen.

Doch auch mit dieser Lö-

sung sind nicht alle Nachbarn 
einverstanden: Anrainerin 
Bettina Schlorhaufer äußert 
„grenzenlose Enttäuschung“. 
Sie sieht in der adaptierten Be-
legung „keinen Unterschied“, 
letztlich entstehe ein Bau 
„nur für eine kleine Gruppe 
von Menschen“, eben Studie-
rende. Dabei habe der jetzige 
Stadtchef Johannes Anzengru-
ber („JA – Jetzt Innsbruck“), 
damals noch als ÖVP-Vize-
bürgermeister, einen Konsens 
Richtung Seniorenwohnen in 
Aussicht gestellt. Nun sei da-
von keine Rede mehr.

„Wir waren nie gegen Stu-
dierende“, stellt Schlorhaufer 
klar, doch das ganze Projekt 
sei „undurchdacht“: von den 
Bedürfnissen der Anrainer, die 
nicht berücksichtigt würden, 
über die Frage des Bedarfs bis 
zur Verkehrsbelastung.

GR Tom Mayer von der Lis-
te Fritz teilt die Kritik: Seine 
Liste wäre für eine Durch-
mischung mit Beschäftigten 
aus Mangelberufen oder wis-
senschaftlichen Mitarbeitern 
der Uni gewesen. So betreibe 
die Stadtregierung wieder nur 
„Klientelpolitik“.

BM Anzengruber kontert: 
Er habe zuletzt nochmals ak-
tiv das Gespräch mit den An-
rainern gesucht. Mit der nun-
mehrigen Lösung seien fast 
alle zufrieden. Anzengruber 
kündigt weitere Maßnahmen 

an – zum Thema Parken, zu 
möglichen Radwegen (hier 
benötige man ein Servitut des 
Landes) oder zur Frage, wie 
man Lärmentwicklung per 
Gartengestaltung dämpfen 
könnte. Zudem verweist er auf 
die Hausordnung.

Seniorenwohnen sei geprüft 
worden, so Anzengruber: „Ich 
hätte es mir gut vorstellen 
können, aber es hätte bedeu-
tet, das Neubau-Projekt ein-
zustampfen und alles neu zu 
planen.“ Das Amt für Stadtpla-
nung bestätigt, dass betreutes 
Wohnen „gänzlich andere An-
forderungen an ein Gebäude“ 
stellen würde. Die IIG verweist 
auf eine Stellungnahme der 
Innsbrucker Sozialen Dienste, 
wonach sich der Standort un-
ter anderem wegen der Gelän-
deneigung nicht für betreutes 
Wohnen anbiete. (md)

Mehr Durchmischung in 
großem Studentenheim

Nach Anrainerwiderständen gegen reinen Studentencampus wird Projekt 

in Hötting für bestimmte Berufstätige geöffnet. Doch es gibt weiter Kritik.

„Campus Frau-Hitt-Straße“: Zum Hauptgebäude mit 32 Studierendenwohnplätzen (o.) und dem nun sanierten 

westlichen Zubau (u.) mit 41 Kleinstwohnungen kommt ein Neubau mit weiteren 52 Einheiten. Fotos: Michael Domanig

Bettina Schlorhaufer 

(Anrainerin) 

„Was ist hier der 
Unterschied zu 

vorher? Man hat nur die 
Art der Studierenden 
ausgetauscht.“

Johannes Anzengruber  

(Bürgermeister) 

„ Seniorenwohnen 
hätte ich mir gut 

vorstellen können, aber 
es lässt sich am Standort 
leider so nicht umsetzen.“
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umfassende Verordnung Wort 
 

schon jetzt sehr deutlich: 
-

gegoren, überschießend und 

Renaturierung löst Chaos 

Renaturierungsgesetz soll diese Woche in der EU kundgemacht werden. Wie 

und wo künftig gebaut werden darf, darüber beraten derzeit die Experten.

Innsbruck, Nassereith –  Noch 
besser erklären, die Menschen 
mitnehmen, ihre Sorgen ernst 
nehmen und ihnen die Angst  
davor nehmen, dass beim Bau 
des 1,4 Kilometer langen Fern-
passtunnels das 7,5-Tonnen-
Limit für Lkw fällt. Das ist die 
Strategie des Landes nach der 
klaren Ablehnung des Schei-
teltunnels in Nassereith. Das 
500 Mio. Euro schwere Fern-
passpaket will das Land nicht 
aufschnüren, gehe es doch da-
rum, die Bevölkerung entlang 
der Fernpassstrecke zu ent-
lasten, heißt es. Mit baulichen 
Maßnahmen, Dosierungen 
oder Abfahrverboten. Und die 
zweite Röhre für den Lermoo-
ser Tunnel ist aus Sicherheits-
gründen ebenfalls notwendig.

ÖVP-Klubchef Jakob Wolf 
rückte Montag noch einmal 
aus. „Vielleicht waren wir im 
Jänner zu überfallsartig am 
Weg. Wir werden uns der Dis-
kussion mit der Bevölkerung 
stellen. Denn es braucht eine 
generelle Entlastung. Eines 
steht ebenfalls fest: Wir wer-
den sicher keine Schritte set-
zen, die das 7,5-Tonnen-Limit 
gefährden.“ Nachsatz: Aber 
auf der Passstrecke müsse 
man wegen der zunehmen-
den Gefahr von Hangrut-
schungen oder Steinschlag 
auch etwas tun. „Aus unserer 
Sicht wäre ein Tunnel das Ver-
nünftigste.“

Der Nassereither Bürger-
meister Herbert Kröll beur-
teilt die Situation nüchtern: 

„Beim Verkehr stellt es den 
Leuten die Haare auf.“ Wobei 
er hinzufügt: „Es ärgert mich 
eigentlich, weil wir gegenüber 
anderen Gemeinden durch 
die Umfahrung am wenigs-
ten vom Durchzugsverkehr 
mitbekommen.“ Sein Obstei-
ger Kollege Erich Mirth fragt 
sich, wie Nassereith mit der 
nicht bindenden Volksbefra-
gung umgehen und das Land  
weiter vorgehen werde. „Aber 
für mich ist klar, irgendeine 
Tschirgant-Lösung muss her.“ 

Die Opposition sieht hinge-
gen bereits ein Scheitern des 
Landes. Die Fernpassstrecke 
sei so sensibel wie das Wipp-
tal, stellt FP-Verkehrsspre-
cherin Evelyn Achhorner fest. 
„Man will das Fernpasspaket 
mit Scheiteltunnel und Maut 
einfach nicht.“ Der Fernpass-
tunnel sei tot, er bringe auch 
keine Entlastung, drängt der 
grüne Klubchef Gebi Mair 
endlich auf ein Einsehen von 
LH Anton Mattle (VP) und 
LHStv. Georg Dornauer (SPÖ).

Zurück an den Start, fordert 
die Liste Fritz – und eine so-
fortige Entlastung der Bevöl-
kerung. Klubchef Markus Sint: 
„Dosieren und kontrollieren 
muss die Devise lauten. Den 
Tunnel und die Maut wollen 
die Menschen nicht.“ Die Lan-
desregierung sei mit ihren Plä-
nen am Fernpass gescheitert 
und müsse das gesamte Pro-
jekt überdenken, ist für NEOS-
Klubobmann Dominik Ober-
hofer klar. (pn, pascal)

Knackpunkt 
bleibt der 

Fernpasstunnel
Das Land hält am Fernpasspaket fest, weil  

es um mehr als den Tunnel geht. Für die 

Opposition ist die schwarz-rote Landesre-

gierung am Fernpass hingegen gescheitert. 

Die Fernpassstraße ist ein Nadelöhr mit giftigen Kurven. Das Land will  die 

Strecke deshalb durch einen Tunnel entschärfen. Foto: Böhm

schießend und vielfach 



Unwetter spülte Rattenberger Stadtkasse leer

„

Scharnitz – Die Scharnitzer 
Deponiegegner bekommen 
Rückendeckung von der Lis-
te Fritz. „Wir stellen uns zu 
100 Prozent an die Seite der 
Scharnitzer Bürger und des 
Bürgermeisters und sagen 
Nein zur geplanten Depo-
nie! Für diese Deponie gibt es 
überhaupt keinen Bedarf, sie 
ist am völlig falschen Stand-
ort geplant, die Zufahrt mit 
Lkw verursacht schwere Si-
cherheitsprobleme“, betont 
Klubobmann Markus Sint.

Für ihn seien die Pläne ab-
surd. „Zusätzlich mehr als 
10.000 Lkw-Fahrten nach 
Scharnitz zu lotsen, wäre ge-
radezu ein politischer Schild-
bürgerstreich“, verweist er auf 
die Umfahrung, die man in 
der Gemeinde errichtet hat.  
„Mit rund 500.000 m³ geneh-
migtem Deponievolumen im 
Umkreis von Scharnitz und 
insgesamt mehr als 3 Millio-
nen m³ Deponievolumen im 
Bezirk Innsbruck-Land gibt 
es ausreichend Deponieka-
pazität.“ Vergangene Wo-
che demonstrierten über 200 
Personen vor dem Scharnit-
zer Gemeindeamt gegen das 
Projekt. Laut Bürgermeister 
Christian Ihrenberger dürf-
te nicht so schnell mit einer 
Entscheidung der Behörde 
zu rechnen sein. So müssen 
weitere Gutachten eingeholt 
werde n. (TT)

Deponie 
weiter in 
der Kritik

Vergangene Woche demonstrierten 

über 200 Gegner.  Foto: Reichle
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D
as Ergebnis der Volks-
befragung in Nasse-
reith pickt! Bei einer

Beteiligung von 50 Prozent
haben sich 95 Prozent gegen
die vorliegenden Fernpass-
Pläne ausgesprochen. Die
Landesregierung lässt sich
davon aber weiter nicht beir-
ren. Man werde, wie gestern
in einer Aussendung mitge-
teilt wurde, weiter an der
Strategie festhalten. „Das
Ergebnis ist vor allem ein
Ausdruck der Ablehnung
der anhaltenden Verkehrs-
belastung und Staus. Ziel ist
es, eine Verbesserung für die
Menschen entlang der Stre-
cke zu erreichen!“
Kopfschütteln löst diese
Interpretation bei der Oppo-
sition aus. „Der Fernpass-
tunnel ist tot. Das müssen
Dornauer und Mattle einse-
hen“, sagt Grüne-Chef Gebi
Mair. Es sei ein regelrechter
Schrei in Richtung Landes-
regierung: „Stoppt endlich
diese Geisterfahrt und er-
kennt, dass der Tunnel keine
Lösung ist“, soMair.
Ähnlich Liste Fritz und
Neos. „Das ist eine bittere
Ohrfeige für die Landesre-
gierung und ihre Pläne, die
nun überdacht werden müs-
sen“, sagt Dominik Oberho-
fer (Neos). Und Markus Sint
(Liste Fritz) drückt es so
aus: „Die Politik vor Ort
und die schwarz-rote Matt-
le-Regierung in Innsbruck
müssen das Nein der Nasse-
reither Bevölkerung akzep-
tieren und respektieren. Die
Bürger haben die Drüber-
fahr-Politik satt, sie lassen

„Zeichen gegen
die Politik des
Drüberfahrens“

MARKUS GASSLER

Tiroler Politik
kurz notiert

sich nicht mehr bevormun-
den! Weder ein Gemeinde-
rat noch eine Landesregie-
rung kann über die Köpfe
der Bürger hinweg derart
weitreichende Zukunftsent-
scheidungen fällen!“
Von einemHilfeschrei der

Bevölkerung sprich auch LA
Evelyn Achhorner (FPÖ) –
die Bevölkerung wolle den
bemauteten Fernpass-Schei-
teltunnel einfach nicht. Und

sie fordert nun alternative
Lösungen: „Seit Jahren wird
nun schon eine Verkehrsent-
lastung versprochen, übrig
geblieben ist eine strecken-
weise Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit. Das ist zu
wenig. Man behauptet zu-
dem, es gäbe keine Alterna-
tiven. Das stimmt nicht. Es
gibt eine Tunnel-Lösung
von Biberwier bis Mötz, da-
mit wäre die gesamte Stre-

cke, das Gurgltal sowie das
Mieminger Plateau entlas-
tet. Dieser kann bemautet
werden, denn der lokale Ver-
kehr kann dann wieder am
bestehenden Verkehrsnetz
fahren. Jeder Lkw und jeder
durchreisende Pkw muss
durch diesen Tunnel!“ Man
könne die Asfinag bei der Fi-
nanzierung ins Boot holen –
weil sie sich dann ja den
Tschirganttunnel erspare.

Die Bürgerinitiative wurde
bestätigt, ihreVolksbefragung
sprichteinedeutlicheSprache.

TrotzWiderstand hält Politik an Fern-

pass-Plänen fest. Opposition schäumt.

LAGebi Mair: „Stoppt die
Geisterfahrt am Fernpass.“

LA EvelynAchhorner: „Eine
großeTunnel-Lösung istgut.“

LAMarkus Sint: „Ein Signal
gegen Drüberfahr-Politik!“
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Innsbruck, Ellbögen – Rund 
40 Fahrverbote gelten im 
Sommer für den Ausweich-
verkehr in Tirol. Trotzdem 
schiebt sich der Urlauberver-
kehr über die Landesstraßen. 
Wie am Samstag im Wipptal. 
Die Folge: Die  schmale Ell-
bögener Straße (L38) war 
völlig überlastet, Notarzt und 
Rettung hatten Mühe, zu ei-
nem Einsatzort zu gelangen 
– die TT berichtete. 

Harsche Kritik kommt von 
Liste-Fritz-Parteiobfrau und 
Verkehrssprecherin And-
rea Haselwanter-Schneider 
nach dem Verkehrsinfarkt: 
„Ich frage mich, wo die von 
Verkehrslandesrat Zum-
tobel groß angekündigten 
Kontrollen geblieben sind. 
Nur eine Tafel hinzustellen, 
ist zu wenig.“ Sie fordert ei-

ne Ausweitung der Kontroll-
stellen. „Ohne rigorose Kon-
trollen ist die Verordnung 
zum Fahrverbot nicht das 
Papier wert, auf dem diese 
geschrieben steht.“

Für Gebi Mair, Verkehrs-
sprecher der Grünen, wäre 
eine elektronische Kontrol-

le der Kennzeichen wie bei 
der Section Control eine ef-
fektive Maßnahme. „Damit 
können Ein- und Ausfahrt 
kontrolliert werden und 
man muss sich nicht mehr 
auf die Angaben der auto-
fahrenden Gäste verlassen. 
Wer unerlaubt die Landes-
straßen als Schleichwege 
nützt, erhält automatisch 
einen Strafzettel, dann hört 
sich das bald auf.“ 

Das Land reagiert auf das 
Chaos vom Samstag. René 
Zumtobel: „Für das kom-
mende Wochenende sind 
die Behörden und die Poli-
zei bereits in enger Abstim-
mung, um die Kontrollen 
bestmöglich zu gewährleis-
ten und Situationen wie am 
vergangenen Samstag zu 
vermeiden.“ (smo)

 „Nur eine Tafel hinzustellen, 
ist zu wenig“

Liste-Fritz-Obfrau Andrea Hasel-

wanter-Schneider. Foto: Falk
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Von Peter Nindler

Innsbruck – 
hatten sogar finanzstarke Ti
roler Gemeinden Probleme,
ein ausgeglichenes 
zustande zu bringen. Deshalb
dürfte sich die finanzielle Lage
in den 277 Kommunen erneut
zuspitzen. 
nahmen 
im Vorjahr gab es ein Minus
von 3,2 Prozent bei den Abga
benertragsanteilen. Also bei
ihrem Anteil aus den Bundes
steuern – der wichtigsten Ein
nahmequelle 
Und 2024 klafft im  Vergleichs
zeitraum zu 2023 bereits in
den ersten sieben Monaten ein
Loch von 23,7 Millionen Euro.

referent und Landeshaupt
mann Anton Mattle (ÖVP)

„hoffnungsvoll“ 
kunft. 
mismus auf Entspannung bei
den Energiekosten, sinkende
Zinsen sowie eine zurückge
hende 
insgesamt sind die Gemein
den und Städte äußerst knapp
bei Kasse.

2023 
d
meinden vor. Unterm Strich
g
dung. 1,196 Milliarden Euro
lasten auf den Gemeindebud
gets, dazu kommen noch die
Schulden für die Gemeinde
verbände von 235 Mio. Euro.









„

Die ÖVP forciert nicht nur einen Tunnel am Fernpass, sondern auch einen 
durch das Tschirgantmassiv. Foto: Springer

Innsbruck – Trotz negati-
ver Projektstudien über die 
mögliche Verkehrsentlas-
tung dank eines 4,3 Kilome-
ter langen Tunnels durch das 
Tschirgantmassiv nach Nas-
sereith samt Zubringer auf die 
Inntalautobahn bei Haiming 
setzt die ÖVP erneut auf den 
Tschirganttunnel. Sie glaubt 
an die positive Wirkung für 
die verkehrsgeplagten Anrai-
ner im Gurgltal und am Mie-
minger Plateau. Doch mit die-
ser Ansicht steht sie alleine da. 

„Eine solche Tunnellösung 
würde zwar eine Entlastung 
für einzelne Gemeinden brin-
gen, allerdings wäre damit 
aus meiner Sicht auch das 
7,5-Tonnen-Limit auf der 
Fernpassstrecke gefährdet“, 
sagt Verkehrslandesrat René 

Zumtobel (SPÖ). Er befürch-
tet, dass ein Tschirganttun-
nel das Einfallstor für eine 
neue Transitstrecke wäre und 
für die Menschen in Tirol die 
Verkehrsbelastung erhöhen 
anstatt reduzieren würde. 

Statt neuer Hochleistungs-
straßen braucht es laut Zum-
tobel neue Hochleistungs-
strecken auf der Schiene. „Ich 
forciere deshalb weiter den 

Fernpass-Bahntunnel, der das 
verkehrsgeplagte Außerfern 
mit dem Inntal verbinden soll 
und neben der Brennerbahn 
einen zusätzlichen Bahnkor-
ridor der Zukunft zwischen 
Südbayern und Südtirol dar-
stellen würde.“ Mit diesem 
Projekt sei er bereits an Bun-
desministerin Leonore Ge-
wessler (Grüne) herangetre-
ten, fügt Zumtobel hinzu. „Ich 
werde von der nächsten Re-
gierung ebenfalls weitere Pla-
nungsschritte einfordern.“ 

„Verantwortungslos und 
derart krass“ bezeichnet die 
grüne Imster Bezirksspreche-
rin Dorothea Schumacher die 
wieder aufgeflammte Dis-
kussion um den Tschirgant-
tunnel. Sie rückte am Mitt-
woch mit Landessprecher 
Gebi Mair und NR Hermann 
Weratschnig nach Nassereith 
aus. „Man hat das Gefühl, 
dass die Partei (gemeint die 
ÖVP, Anm.) den Straßenbau 
wieder für sich entdeckt hat 
und alte Tunnelphantasien 
exhumiert.“ Mair  hegt auch 
die Befürchtung, dass mit 
dem Tschirganttunnel das 
7,5-Tonnen-Limit fällt.

„Das ist Wählertäuschung“

„Wie schon 2017 und 2019 
fällt der ÖVP jetzt plötz-
lich vor der Wahl wieder der 
Tschirganttunnel ein“, unkt 
Liste-Fritz-Klubchef Markus 
Sint. Der Tschirganttunnel 
löse das Verkehrsproblem 
nicht, im Gegenteil, er ver-
schärfe es. Für Sint ist das 
„nicht mehr als ein ÖVP-
Wahlkampfschmäh und ei-
ne freche ÖVP-Wählertäu-
schung“. Die  NEOS stimmen 
in diesen Chor der Kritiker 
ein. „Das jetzige Stückwerk 
der Landesregierung mit 
Maut und Scheiteltunnel wird 
im Außerfern abgelehnt, mit 
dem Tschirganttunnel würde 
es noch schlimmer werden“, 
warnt Klubobmann Dominik 
Oberhofer. (pn, pascal)

Tonnage-Limit in 
Gefahr, Zumtobel 

gegen Tunnel
Der von der ÖVP forcierte Tschirganttunnel 
stößt auf breite Ablehnung. Auch beim Koa-

litionspartner SPÖ. Liste Fritz, Grüne und 
NEOS üben scharfe Kritik an den Plänen.

LR René Zumtobel/SPÖ 
(Verkehrslandesrat) 

„ Einzig ein Bahn-
tunnel kann durch 

die Verlagerung auf die 
Schiene zu einer gesamt-
haften Verkehrsentlas-
tung führen.“
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Innsbruck –
strittene 
senden „ErlebnisCards Tirol“
hat die Wirtschafts- und Kor
ruptionsstaatsanwaltschaft
(WKStA) ein Ermittlungsver
fahren gegen den nunmehri
gen Innsbrucker Bürgermeis
ter Johannes Anzengruber
wegen des Verdachts der Vor
teilszuwendung und Vorteils
annahme eingestellt. Diese
Entscheidung sei bereits am
10. Juli „aus Beweisgründen“
erfolgt, bestätigte WKStA-
Sprecher Martin Ortner ges
tern auf 
e



Von Max Strozzi

Innsbruck – Nach einem Ge-
richtsurteil flammt die Debat-
te um die umstrittene Touris-
musabgabe wieder auf. Ging 
man bisher nämlich davon 
aus, dass „nur“ alle Unter-
nehmen in Tirol einen Pflicht-
beitrag an den Tourismus 
zwangsabführen müssen, 
steht nun fest, dass auch Pri-
vatpersonen von der Landes-
regierung zur Kasse gebeten 
werden können, um Touris-
musverbände zu finanzieren.

Wie berichtet, bestätigte das 
Landesverwaltungsgericht, 
dass eine Frau, die als Privat-
person ein Büro an eine An-
waltskanzlei vermietet, eben-
falls einen Pflichtbeitrag an 
den Tourismusverband zahlen 
muss, auch wenn sie keine Un-
ternehmerin ist. Grund dafür 
ist, dass Tirols Tourismusge-
setz den Unternehmerbegriff 
aus dem Umsatzsteuergesetz 
heranzieht – und darin wird 
nicht zwischen  „echten“ Un-
ternehmern und Privatperso-
nen unterschieden. Was ein-
zig zählt: Werden steuerbare 

Umsätze erzielt, schneidet der 
Tourismusverband mit.

„Die ÖVP-dominierte Lan-
desregierung hat aus der Tou-
rismusabgabe eine Touris-
mussteuer für jeden Bürger 
in Tirol gemacht“, kritisiert 
Liste-Fritz-Klubchef Markus 
Sint: „Wenn jeder Bürger mit 
irgendeinem Umsatz Touris-
musabgabe zahlen muss, geht 

das entschieden zu weit. Das 
ist reine Abzocke.“ Zu verant-
worten habe dies die Landes-
regierung um LH Anton Matt-
le, LHStv. Georg Dornauer, LR 
Mario Gerber und Co.

Auch das Mantra, dass je-
der in Tirol vom Tourismus 
profitiere, sei „unverschämt 
und falsch“, so Sint. „Viele Ti-
roler Bürger zahlen die Zeche 

für den Tourismus: etwa für 
den enormen Verkehr, für die 
höchsten Lebenshaltungs-
kosten, weil Schnitzel, Bier 
und Kaffee aufgrund des Tou-
rismus viel teurer sind. Oder 
für die astronomisch hohen 
Grund- und Wohnpreise, weil 
Chaletdörfer, Investorenmo-
delle und Freizeitwohnsitze 
betuchte Ausländer locken, 
die zu überteuerten Preisen 
Immobilien kaufen und die 
Wohnpreise für alle Einheimi-
schen steigen lassen.“ Touris-
musabgabe sollten nur jene 
zahlen, die wirklich vom Tou-
rismus profitieren, fordert Sint.

„Das Urteil zeigt, wie ver-
korkst die Abgabe ist“, kriti-
siert auch NEOS-Chef Domi-
nik Oberhofer. LH Mattle und 
LR Gerber lassen gerade die 
Tourismusabgabe novellie-
ren. Dass Privatpersonen nicht 
mehr zahlen müssen, steht für 
sie aber nicht zur Debatte. 
„Gerbers Novelle ist krachend 
gescheitert“, urteilt Oberhofer. 
Der Tourismus müsse aus dem 
Budget finanziert werden, „an-
statt Unternehmer:innen und 
Privatpersonen zu sekkieren“.

„Reine Abzocke“: Neuer 
Ärger um Tourismus-Abgabe

Auch Private zu Tourismusabgabe verpflichtet: Opposition schäumt.

140 Mio. Euro bringt der Pflichtbeitrag den Tourismusverbänden. Foto: APA/Eva Manhart
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Firmen „überfordert“

UNVERGLEICHBARER GENUSS
UND GRENZENLOSES 

ENTERTAINMENT!

*TÄGLICH IM JULI & AUGUST*

Montags: BBQ Monday
Dienstags: Taco Tuesday
Mittwochs: Sundowner & Sounds 
Mittwochs: Pub Night
Donnerstags: Live Tunes
Freitags: Weekend Warm-up
Jedes Wochenende: DJ‘s & Bands
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Die Tiwag schrieb in den vergangenen beiden Jahren Rekordgewinne. Foto: TT/Rita Falk

Innsbruck – Die Kritik an den 
Rekordgewinnen der heimi-
schen Landesenergieversor-
ger aufgrund der explodierten 
Energiepreise ebbt nicht ab. 
Die Tiwag etwa hat 2022 und 
2023 ihren Gewinn im Ver-
gleich zum Durchschnitt der 
vier Jahre davor auf 180 res-
pektive 190 Mio. Eur o verdop-
pelt. „Dies e jeweils rund 100 
Millionen Euro Mehrgewinn 
sind vor allem den exorbitant 
gestiegenen Strompreisen 
zuzuschreiben und weniger 
irgendwelchen herausragen-
den Managementleistungen“, 
kritisiert Liste-Fritz-Klubchef 
Markus Sint. 

Er fordert, die mit 50 Mio. 
Euro geplante Dividende  der 
Tiwag an das Land auf 100 
Mio. Euro zu verdoppeln und 

damit einen Zukunftsfonds zu 
errichten, um konkrete Pro-
jekte zu finanzieren. „Derzeit 
nimmt das Land die Dividen-
den-Millionen für alles und 
jedes her und so weiß die Be-
völkerung nicht, wofür genau 
das Geld verwendet wird“, kri-
tisiert Sint. Landeshauptmann 
und Eigentümervertreter An-
ton Mattle müsse „dafür sor-
gen, dass die Bevölkerung von 
diesen Tiwag-Rekordgewin-
nen in Form einer Rekorddivi-
dende profitiert“.

Wie berichtet, haben die 
neun Landesenergie versorger 
einer Analyse des Momen-
tum Instituts zufolge im Vor-
jahr 2,5 Mrd. Euro Gewinn 
geschrieben – um 1,45 Mrd. 
Eur o mehr als in den Jahren 
vor den Preis explosionen. 

„Vor einem Jahr wurde uns er-
klärt, dass die Tiwag die Preise 
aufgrund der Entwicklung an 
der Strompreisbörse erhöhen 
muss“, sagt NEOS-Chef Domi-
nik Oberhofer: „Wie sich her-
ausstellt, hat die Tiwag in der 
größten Energiekrise auf Kos-
ten der Tiroler Kund:innen ab-
kassiert. “ Er fordert die Offen-
legung aller Bonus zahlungen 
an die Tiwag-Chefs.

FPÖ-Konsumentensprecher 
Peter Wurm sieht die Verant-
wortung für die Übergewinne 
der Landesversorger bei der 
Bundesregierung. Schwarz-
Grün habe „weder Strom-
preis- noch Gaspreis deckel 
eingeführt“. Zudem dürfe 
man nicht vergessen, dass der 
Steuer zahler die Strompreis-
bremse bezahlt. (mas)

Ruf nach doppelter 
Tiwag-Dividende

Angesichts der Rekordgewinne fordert die Liste Fritz 

100 Mio. Euro Tiwag-Dividende fürs Land Tirol.

„Abhängigkeit von 

EU-Defizitverfahren Clinch um Tourismusabgabe





MILS (pc). Die Pläne zum zwei-
gleisigen Ausbau im Oberrland 
stoßen in Mils auf he�igen Wider-
stand - plant man doch tatsächlich 
eine neue Trassenführung durch 
ein Schutzgebiet.
Im Gemeindegebiet von Mils ist 
eine eingleisige Bahnstrecke vor-
handen. Diese schmiegt sich eng 

an die Felsen, oberhalb derer die 
Gemeinde Imsterberg thront. 
Nun würde ein zweigleisiger Aus-
bau auf der bestehenden Trasse 
natürlich mit erheblichen Mehr-
kosten belastet. Aber angesichts 

der aktuellen Pläne der ÖBB ist 
die alternative Streckenführung 
ein Projekt jenseits des (ökologi-
schen) Hausverstandes.
Die gewählte Trassenführung 
wurde bereits 1988 von der Ge-
meinde Mils abgelehnt und vom 
seinerzeitigen ÖBB Generaldirek-
tor Dr. Übeleis abgeändert. 1993 
wurde eine Tunnel-Variante ge-
plant und mit Probebohrungen 

erkundet. Diese wurde aufgrund 
der Notzulaufstrecke Brenner zu-
rückgestellt.
Derzeit wird das Zielnetz 2040 er-
arbeitet. Beinhaltet sind hier meh-
rere Abschnitte, darunter auch der 
Arlberg. Dieser Abschnitt beinhal-
tet einen zweigleisigen Ausbau 
der Bahnstrecke zwischen Ötztal 
Bahnhof und Landeck. Dorfchef 
Schöpf sieht in dem Projekt jeden-

falls ein eklantantes Versagen der 
Verantwortlichen, wie ihn auch 
der politische Kommunikations-
�uss verdrießlich stimmt. Von al-
len Parteien hat nur die Liste Fritz 
reagiert. Bei einem Lokalaugen-
schein vor Ort konnte der Milser 
Bürgermeister Markus Sint die 
Lage ausführlich erläutern. Eine 
klare Stellungnahme seitens der 
ÖBB ist derzeit nicht vorhanden.

„Super-GAU verhindern“

Der zweigleisige Ausbau ist auf ei-

nen neuen Trasse geplant. Foto: Archiv

Bgm. Schöpf ärgert 
sich über Ignoranz 
von Politik und ÖBB 
zum geplanten Bahn-
ausbau im Oberland.

Mit der Liste Fritz traf man sich in 

MIls zum Lokalaugenschein. Liste Fritz

Die neue Trasse würde viel wertvol-

les Grünland zerstören. Foto: Archiv

VOR ORT



Zum Dauerbrenner „Bäderstu-
die“ teilt LHStv. Georg Dornauer 
auf die MeinBezirk-Tirol-Anfrage 
mit: „Aktuell wird ein Bädergipfel 
mit allen betro enen Stakehol-
dern vorbereitet. Dort werden 
die Bäderstudie und das daraus 
abzuleitende zukun�sorientierte 
Investitions- und Betriebs�nan-
zierungskonzept des Landes Tirol 
präsentiert. Die Inhalte werden 
unmittelbar nach dem Bädergip-
fel den Medien vorgestellt.“ Die 
Kritik von LA Markus Sint an LH 
Mattle im Zusammenhang mit 
dem Finanzierungsmodell durch 
Planungsverband, Tourismusver-
band und Land Tirol wird scharf 
zurückgewiesen: „Wir können 
und müssen die falschen Behaup-
tungen von Klubobmann Markus 
Sint zurückweisen und wundern 
uns darüber, warum ein angelob-
ter Abgeordneter bewusst Falsch-
informationen verbreitet und 
Gerüchte in die Welt setzt. Ge-
meinsam mit dem ressortzustän-

digen Landeshauptmannstellver-
treter wird aktuell ein Bädergipfel 
mit allen betro enen Stakehol-
dern vorbereitet, um die weiteren 
Schritte festzulegen. Die von Mar-
kus Sint getätigten Aussagen in 
Bezug auf die vermeintliche Po-
sition von LH Anton Mattle sind 
frei erfunden, der Klubobmann 
hat zu diesem Thema niemals ein 
Gespräch mit dem Landeshaupt-
mann geführt“, stellt das Büro des 
Landeshauptmannes klar.

Nachwuchssportler
Tirol feiert seinen Leichtathle-
tiknachwuchs. Der „Tiroler Sprint 
Champion“ des ASVÖ fördert 
junge Leichtathletik-Talente. 
Am 5.10. messen sich die besten 
Sprinterinnen und Sprinter aus 
Tirol, Südtirol und dem Trentino 
beim „EUREGIO SprintChampi-
on“ in Bozen. Über 4.200 Kinder 
aus 47 Volksschulen zeigen das 
große Interesse an der ASVÖ-Ver-
anstaltung.

Tirol diskutiert über die Zukunft 
seiner Schwimmbäder. Foto: Hassl

Tirol-Blick-Panorama aktuell
Erst kommt der Bädergipfel, dann die Bäderstudie, ASVÖ-Aktion für Kinder

Über 4.200 Kinder waren bei den 
ASVÖ-Veranstaltungen. Foto: ASVÖ
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E
s gibt geteilte Meinungen
zum Thema Kurzarbeit
bei Liebherr. Liste-Fritz-

Landtagsabgeordneter Markus
Sint sieht das Vorhaben kri-
tisch, Domenik Ebner (Neos Ost-
tirol) lehnt ab. Gerald Hauser
(FPÖ) verlangt die Kurzarbeit
mit Nachdruck. Auch die Ge-
werkschaft spricht sich für eine
Überbrückung auf Kosten des
Steuerzahlers aus.

Die Liebherr-Hausgeräte Lienz
GmbH stellt in dieser Woche
beim Arbeitsmarktservice AMS
einen Antrag auf Kurzarbeit. Im
vierten Quartal 2024 sollen bis
zu 960 Mitarbeiter also nur
mehr in Teilzeit arbeiten, durch
staatliche Zuzahlung aber den-
noch ihre vollen Bezüge ausbe-
zahlt bekommen. Insgesamt be-
schäftigt Osttirols größter Ar-
beitgeber aktuell 1350 Men-
schen aus Osttirol und
Oberkärnten. „An unserem Pro-
duktionsstandort Lienz haben
wir bereits verschiedene not-
wendige Maßnahmen ergriffen,
um die Personalkapazitäten an-
zupassen und unser Bestands-
niveau zu reduzieren“, teilte die
Geschäftsleitung auf Anfrage
mit. Die aktuellen Prognosen „in
einem schwierigen Marktum-
feld“ würden das Unternehmen
jedoch zu weiteren Maßnahmen
zwingen. Liebherr produziert in
Lienz täglich etwa 1500 Kühlge-
räte.

Die Firma Liebherr in Lienz hat,
wie berichtet, volle Lager und
sich in den vergangenen zwölf
Monaten von 140 Leiharbeitern
getrennt. 36 Ferialarbeiter in
den Produktions- und produkti-
onsnahen Bereichen haben vor
dem Sommer Absagen erhalten,
also genau in jenen Bereichen,
für die Liebherr nun um Kurzar-
beit ansucht. Wie geplant be-
schäftigt werden 30 Ferialprak-
tikanten und Pflichtpraktikan-
ten in anderen Fachbereichen.

Domenik Ebner, selbst in einer
Führungsposition bei Euroclima
Gerätebau in Sillian tätig, meint:
„Wir haben Vollbeschäftigung in

Osttirol und in Tirol. Andere Un-
ternehmen suchen immer noch
händeringend nach Mitarbei-
tern. Angesichts der Förderun-
gen, die auch Liebherr in Lienz in
den vergangenen Jahren erhal-
ten hat, werte ich den Ge-
schäftseinbruch als unterneh-
merisches Risiko.“ Liebherr
müsse in der Lage sein, eine
kurzfristige „Delle“ im Absatz
aus eigener Kraft zu stemmen. 

Ähnlich argumentiert Markus
Sint: „Kurzarbeit wäre das fal-
sche Signal, so wichtig der Be-

trieb für die Region auch ist.
Kurzarbeit soll bei außerge-
wöhnlichen Ereignissen unter-
stützen und nicht strukturelle
Probleme auffangen.“ Sint fragt,
wie man eine etwaige Ausnah-
meregelung für Liebherr argu-
mentiere, wenn dann auch an-
dere Betriebe Hilfe anmelden.
„Wo anfangen. Wo aufhören? Es
geht um Fairness und Gerech-
tigkeit den Mitbewerbern ge-
genüber.“ Liebherr-Hausgeräte
in Lienz sei Teil eines mächtigen
Schweizer Konzerns. „Da muss

nicht der Steuerzahler für drei
Monate hineinbuttern.“

Michael Carli, Sprecher der
Grünen Wirtschaft Tirol, ver-
weist auf einen größere wirt-
schaftliche Zusammenhänge
und lehnt es ab, Kurzarbeit „wie
ein Pflasterl“ auf Symptome an-
zuwenden. Die produzierende
Industrie befinde sich generell
in einer Umstellphase auf die
veränderte Marktsituation, und
das weltweit. „In Österreich nei-
gen wir zu Schnellschüssen.“
Durch eine finanzielle Überbrü-

ckungs-
hilfe wür-
den die
Auftrags-
bücher
nicht voller, meint Carli und
warnt davor, notwendige Schrit-
te dadurch auf die lange Bank
zu schieben. „Die mittelfristigen
Prognosen sind nicht ideal. Da-
rauf müssen die betroffenen Un-
ternehmen reagieren. Politisch
müssen andere Maßnahmen
her.“

Martin Mayerl, Bürgermeister in
Dölsach und Landtagsabgeord-
neter der ÖVP, verweist auf die
„klaren Richtlinien für Kurzar-
beit.“ Dennoch würde er eine Un-
terstützung für Liebherr grund-
sätzlich begrüßen. Allerdings
unter der Voraussetzung, dass
die Produktion ab dem Jahres-
wechsel wieder aus eigener
Kraft auf Vollzeit umgestellt
werde. Es sei gut und richtig ge-
wesen, die großzügigen Aus-
schüttungen nach der Pande-
mie wieder zurückzunehmen.

„Einer
Aufwei-
chung der
Richtlini-

en stehe ich
ablehnend gegenüber. Ich folge
der Argumentation des Wirt-
schaftsministeriums, dass der
Staat nicht dazu da ist, für Un-
ternehmen in einzelnen Sparten
Marktausschläge abzufedern.“

Neo-EU-Abgeordneter Gerald
Hauser dagegen verlangt in ei-
ner Aussendung: „Das Kurzar-
beitsansuchen von Liebherr
muss genehmigt werden.“ Wirt-
schaftsminister Martin Kocher
dürfe „Osttirol, Oberkärnten und
das Pustertal jetzt nicht hängen
lassen“, sondern müsse das Un-
ternehmen unterstützen. Rein-
hold Binder, Bundesvorsitzen-
der der Produktionsgewerk-
schaft (PRO-GE), hält eine drei-
monatige Kurzarbeit in einem
Fall wie bei Liebherr für ein ge-
eignetes Mittel. „Das Unterneh-
men geht davon aus, dass sich
ab 2025 die wirtschaftliche Si-
tuation wieder entspannt.“

Bei Kurzarbeit gibt es für
Liebherr Rückendeckung

und Ablehnung
Das Liebherr-Hausgeräte-Werk in Lienz stellt in dieser 
Woche einen Antrag auf Kurzarbeit. Die Gewerkschaft 

unterstützt das Unternehmen, Politiker üben auch Kritik.

Von Christoph Blassnig 

Baustart für eine 16 Millionen Euro teure 

Liebherr-Lagerhalle vor einem Jahr in Lienz: die

Geschäftsführer Holger König, Lucas Nerud und

Marcel Snelder KK/LIEBHERR, BLASSNIG

”Das Unternehmen geht 

davon aus, dass sich ab 

2025 die wirtschaftliche 

Situation wieder entspannt.

Reinhold Binder,

Bundesvorsitzender der 

Produktionsgewerkschaft (PRO-GE)

“






